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O

Ein Motivenbericht

tto Dix, einer der großen Maler und Grafiker des 20.
Jahrhunderts, Hauptvertreter der »Neuen Sachlichkeit«,

hat mir seine Augen geliehen. Sein Bild »An die Schönheit«,
das dem Umschlag dieses Buchs Farbigkeit und Ausdruck
gibt, ist auf einen Ausschnitt reduziert. Damit wird ihm eine
Art Zwangsjacke angelegt, die eine Umdeutung ermöglicht.
Was zählt sind die Augen, ist der strenge Blick eines
Menschen, dem nichts zu entgehen scheint. Mag sein, dass
der Blick auch so etwas wie Missbilligung ausdrückt. Es ist
ein Selbstporträt. Die puppenhaft wirkende weibliche
Gestalt im Hintergrund ist nicht nur Staffage, sondern sagt
etwas Zusätzliches aus: Der Beobachter steht seinerseits
unter Beobachtung. Verführung scheint im Spiel. Das Bild
hat etwas Zeitloses. Und es ist nicht lokalisierbar.

Wie das Bild ist auch dieses Buch auf einen Ausschnitt
reduziert. Es handelt von Österreich und es richtet seinen
Blick auf ein mehr als einhundertjähriges Geschehen. Der
gewollt strenge Blick, scheinbar von außen, ist gleichzeitig
das eigene Spiegelbild. In dem Jahr, als Otto Dix »An die
Schönheit« gemalt hat, 1922, drohte Österreich gerade
unregierbar zu werden. Es taumelte zwischen Selbstaufgabe
und Zukunftsvisionen hin und her und wurde mit Hilfe des
Völkerbunds gerettet. Ein Konglomerat aus historischen



Einheiten, das sich erst zu einer neuen Gemeinsamkeit
finden musste, ging einer ungewissen Zukunft entgegen. Es
war nicht mehr das, als das es der tschechische Historiker
František Palacký 1848 bezeichnet hatte, etwas
Unverzichtbares, eine europäische Notwendigkeit, sondern
ein schwer zu definierender Rest. Österreich war von einer
Unentbehrlichkeit zur Verlegenheit geworden. Vom ersten
Tag an aber stand das Land unter Beobachtung. Und es
waren nicht nur freundliche Blicke, mit denen auf Österreich
gesehen wurde. Sorge, Argwohn, Mitleid, Misstrauen und
Gier mischten sich mit Gleichgültigkeit, Zufriedenheit und
Wohlwollen.

Es beobachteten die Siegermächte des Ersten Weltkriegs,
die anderen Nachfolgestaaten der Habsburgermonarchie
und der Völkerbund. Aber es waren nicht nur die anderen,
die beobachteten. Auch die eigenen Blicke spiegelten die
ganze Palette von Empfindungen wider, die auch bei den
näheren und ferneren Nachbarn festzustellen waren.
Österreich war kein Land, in dem Selbstbestimmung
großgeschrieben worden wäre. Und auch der
Selbstbehauptungswille kam erst spät auf. Die Verlegenheit
blieb. Gewalt dominierte. Gerade in den Augen mancher
Beobachter konnte man Zufriedenheit aufleuchten sehen,
dass sich 1938 Stille über Österreich senkte. Dem folgte
sieben Jahre später die reumütige Erkenntnis, dass man sich
mit dem Verschwinden des einen Problems, Österreich, neue
Probleme eingehandelt hatte. 1945 war es, als ob man den
Reset-Knopf gedrückt hätte. Es war Vieles anders geworden.
Österreich lag zwischen den Blöcken, sah sich selbst gern
als Brücke und spielte eine Rolle. Es erfuhr eine neue Form
der Beaufsichtigung, unmittelbarer als alles
Vorangegangene, und tauchte schließlich in eine Zeit ein, in
der sich allgemeine Zufriedenheit breitmachte. Das Land
war über den Berg. Aus der Verlegenheit war plötzlich ein
Stabilitätsfaktor geworden. Eines blieb freilich gleich: Jedes
Mal, wenn sich in Österreich etwas tat, stand das Land unter



Beobachtung. Und auch dann, wenn sich nichts tat. Immer
wieder galt es als Problemzone, dann wieder als Sonderfall,
als Musterschüler und gleich mehrfach als der böse Bube,
dem man ganz genau auf die Finger schauen wollte.

Das alles lässt sich nicht gleichmäßig erzählen. Es kann
auch gar nicht darum gehen, jedes Ereignis und alle
handelnden Personen in sämtlichen erfahrbaren
Einzelheiten zu beschreiben. Da und dort gilt es
innezuhalten, um die Parallelität und das Fließen der Zeit als
Erzählstrang zu nützen. Man kann nicht immer durch die
Zeiten hetzen. Eines sollte jedenfalls erreicht werden: dass
man die Geschichte eines Landes, das sich selbst manchmal
nicht wichtig nimmt, als wichtig für die Gesamtentwicklung
eines Kontinents versteht und sich selbst eingestehen kann,
dass es eine spannende Geschichte ist. Sie wird denn auch
nicht weniger interessant, wenn man einen größeren
Zeitraum zu überblicken sucht. Manches wird dabei zutage
zu fördern sein, das bekannt, anderes, das unbekannt ist,
wo aber der Blick über die Jahre und Jahrzehnte
Vergleichsmöglichkeiten bietet, die dazu einladen, immer
wieder ins Grübeln zu geraten: War da nicht schon einmal
etwas Ähnliches geschehen, sind Vorgänge oder auch Nicht-
Vorgänge so ungewöhnlich, dass sich dazu keine
Präzedenzfälle finden lassen? Meist finden sich welche. Und
es wird um die alte und immer wieder inspirierende Frage
gehen: Was wäre gewesen, wenn? – Wenn z. B. Ignaz Seipel
dem Ansinnen bayerischer Stellen entsprochen und Adolf
Hitler 1924 wieder die österreichische Staatsbürgerschaft
verliehen hätte, wenn die Dollfuß-Attentäter
danebengeschossen, sich die Alliierten in Moskau 1943 auf
die Aufteilung Österreichs verständigt, die Sowjets, wie von
Marschall Žukov 1956 gewünscht, Ostösterreich
wiederbesetzt hätten, oder Jörg Haider 2008 nicht tödlich
verunglückt wäre … Es gilt nicht, das Unmögliche zu
denken, sondern das Mögliche. Das ist auch eine Einladung,
das Vergängliche zu sehen.



Bei einem Gang durch die Geschichte kommt man an
vielen Schauplätzen vorbei. Sie bieten sich mit einer nicht
enden wollenden Bereitwilligkeit an. Man kann in der Villa
des Senators Giusti bei Padua genauso Station machen wie
in Saint-Germain, Genf, Berlin, Berchtesgaden,
Ödenburg/Sopron, Kragujevac, Stalingrad/Wolgograd oder
Prag. Österreichische Geschichte wurde in London, Moskau,
Paris und Washington geschrieben und hat auch dort Spuren
hinterlassen und Erinnerungsorte geschaffen. Letztlich gibt
es keine Stelle, die nicht eine Erzählung bergen würde, kein
Denkmal, keinen Friedhof, ja nicht einmal einen Acker oder
eine Wiese, die nicht mit einem Ereignis oder einer Person in
Verbindung gebracht werden könnten.

Häufig geben die Steine und Fluren wohl nur jenen ihre
Geschichte preis, die dort wohnen und sich vom »Moos auf
den Steinen« (Gerhard Fritsch), den Lichtungen und Furchen
ebenso angesprochen sehen wie jene anderen, die sich von
Baudenkmälern, Statuen oder auch »Stolpersteinen« zum
Nachdenken einladen lassen und sich der bekannten
Erzählformel von: »Es war einmal …« bedienen möchten.

Es gibt auch keinen Ort, von dem sich sagen ließe, dass
an ihm Geschehnisse gleichmäßig verlaufen wären. Und es
gibt keinen Friedhof, auf dem nicht jene, die man als die
»Guten« und jene anderen, die man als die »Schlechten«
wahrgenommen hat, nebeneinander liegen würden. Gerade
Friedhöfe sind zutiefst demokratische Gedächtnisorte, denn
für sie gilt in besonderem Maße die von Gilbert Keith
Chesterton angebotene Interpretation von Tradition, bei der
»der obskursten aller Gesellschaftsklassen« das Stimmrecht
verliehen wird – unseren Vorfahren. (Chesterton, Moral des
Märchenreiches).

2017 erschien die erste Auflage des vorliegenden Buchs.
Nicht nur der Lauf der Zeit, sondern auch eine Häufung von
nicht zu erwarten gewesenen Ereignissen haben es mit sich
gebracht, dass ich der Einladung des Böhlau Verlags gefolgt
bin und mich an die Überarbeitung des Seinerzeitigen



gemacht habe. Es waren dabei nicht nur die
innenpolitischen Vorgänge, denen dabei Aufmerksamkeit zu
schenken war, sondern auch die internationale Entwicklung
und schließlich jene Pandemie, die seit dem Spätwinter
2020 als COVID-19 oder schlicht »Corona«-Pandemie das
Leben einer Unzahl von Menschen beherrscht. Immer wieder
war auch etwas neu, aufregend und jedenfalls
berichtenswert. Ebenso aber drängten sich immer wieder
Vergleiche auf und forderten zu Fragen heraus: Ähnelt
Corona der sogenannten Spanischen Grippe von 1918–
1920? Ist das Scheitern einer Regierung, sind Skandale, ist
Korruption etwas, das einem bestimmten Muster folgt und
den Schluss zulässt: Das hat es doch schon immer –
wenngleich in anderer Form – gegeben. Der Blick auf die
Regierenden ist immer lohnend, auch wenn er die Gefahr
der Einseitigkeit birgt. In der Ersten Republik gab es schon
eine 24-Stunden-Regierung, und die Durchschnittsdauer
einer Legislaturperiode betrug zwischen 1918 und 1933
rund eineinhalb Jahre. Die Nutzbarmachung einer
politischen Funktion zum Zweck der persönlichen
Bereicherung wäre auch an vielen Beispielen festzumachen.
Immer wieder gab es Skandale. Manches wurde auch zum
Skandal erklärt, weil die Jagd nach Sensationen in der
menschlichen Natur und im Bestreben gelegen ist, jegliches
Geschehen als neu, noch nie dagewesen, wohl aber für die
jeweilige Jetztzeit charakteristisch sehen zu wollen. Dem
kann man sich mit an Otto Dix erinnernden Zynismus
hingeben, oder aber versuchen, sich eine dem Moment
verpflichteten Sichtweise nur so lange hinzugeben, bis sich
größere Zusammenhänge auftun. Tatsächlich ist auch nicht
alles neu, nur weil es äußerlich dem schon Dagewesenen
ähnelt, doch die handelnden Personen sind andere und die
Auswirkungen jeglichen Handelns erfordern Differenzierung.

Etwas, das ich verschwiegen habe, das aber anhand
meines Geburtsjahrs leicht nachzulesen wäre, ist die nicht
zu verleugnende Tatsache, dass ich die gesamte Zweite



Republik erlebt und mich daher unweigerlich auch mit ihrer,
weil letztlich meiner Geschichte beschäftigt habe. Einmal
mehr, einmal weniger. Es ist daher auch ein persönliches
Buch, in das nicht nur mein historisches Urteil, sondern auch
manches einfließen sollte, an dem ich so oder so Anteil
gehabt habe. Es waren das – um aus Peter Handkes
Nobelpreisrede vom 7. Dezember 2019 zu zitieren – »Ein-
Mann-Exkursionen«, bei denen ich viel erfahren und gelernt
habe. Bei der Gelegenheit ließ sich dann auch die
beschämende Feststellung treffen, wie viel ich auch schon
wieder vergessen habe. Nichtsdestoweniger: Begegnungen
mit Politikern, Künstlern, Geistlichen, Freunden, Denkern und
Nicht-Denkern haben dazu beigetragen, nicht nur ein
Weltbild, sondern auch eine Art persönliche
Rahmenhandlung entstehen zu lassen. Die Triebfeder hinter
allem war natürlich eine der Grundvoraussetzungen für
jegliche historische Arbeit: Die Neugierde. Die selbst
auferlegte Beschränkung, die hoffentlich nicht zu spüren ist,
rührt von einer für Historiker letztlich unverzichtbaren
Sorgfalt her, ebenso wie aus dem Widerstreben, alles was
man im Laufe der Arbeit an einem Thema erfahren hat,
auch in seine Arbeit einfließen zu lassen.

Gegen Ende wird die Erzählung langsamer, tastender. Am
Bewusstsein, beobachtet zu werden, wird sich nichts
ändern. Ebenso wenig an der Notwendigkeit, sich selbst ein
Urteil zu bilden. Es ist ja noch nichts abgeschlossen; es ist
im Fluss. Im altbekannten Strom der Zeit.

Wien im Juni 2021



1 Das Experiment





1 Der in der Villa des Senators Giusti del Giardino in der
Nähe von Padova (Padua) am 3. November 1918
abgeschlossene Waffenstillstand beendete Österreich-
Ungarns letzten Krieg. Über 300.000 Soldaten der k.u.k.
Armee traten den Weg in italienische
Kriegsgefangenschaft an. Für die meisten dauerte die
Gefangenschaft nicht lange. Doch ein Teil der
Kriegsgefangenen blieb bis 1921 in italienischen Lagern.
Wann immer die Soldaten des Weltkriegs zurückkamen,
trugen sie die Erinnerung an den Krieg mit sich. Erst
nach und nach ließen sich ungefähre Zahlen über Tote,
Verwundete und Vermisste nennen, die das Ausmaß der
Katastrophe des Weltkriegs deutlich machten. (Foto:
Österreichisches Staatsarchiv/Kriegsarchiv)



Die Schlangen vor den Geschäften wurden immer länger.
1918, im fünften Kriegsjahr, litt man in Österreich-

Ungarn Hunger. In unregelmäßigen Abständen wurden in
den größeren Orten Plakate angeschlagen, auf denen zum
Sammeln von Brennnesselblättern für die Textilerzeugung,
Kaffeesatz zur Ölgewinnung oder Maikäfern als Hühner- und
Schweinefutter aufgerufen wurde. Wenn es ausnahmsweise
Kohle gab, wurde das ebenso bekannt gegeben, wie die
Abgabe von Kartoffeln, Mehl und Milch. Für Kriegsblinde,
Kriegsinvalide, Militär-Witwen und Waisen und Dutzende
Gruppen Not leidender Menschen wurde um Spenden
gebeten. Die Bauern stellten Flurwachen auf, um zu
verhindern, dass Erdäpfel und Rüben von den Feldern
gestohlen wurden. Die noch im Dezember 1917
vorherrschende Zuversicht, dass der Krieg bald zu Ende
gehen würde, wich schon im Januar einer allgemeinen
Enttäuschung. In einigen großen Städten und
Industriezentren der Habsburgermonarchie wurde der Krieg
bestreikt. Dann ging man wieder an die Arbeit, schöpfte
kurz neue Hoffnung und sah sich abermals getäuscht.

Die Not rührte aber nicht nur vom Hunger her. Die
meisten Menschen hatten nicht nur nichts mehr zu essen,
sondern kaum noch Hoffnung und keine Perspektive. Man
wusste nicht, ob Österreich-Ungarn bestehen bleiben würde
oder ob es der Auflösung entgegenging. Ja, man wusste
häufig nicht einmal mehr, was man sich wünschen sollte.
Die Rede des amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson
im Washingtoner Kongress am 8. Januar 1918 hatte alles nur
noch schwieriger gemacht. Wilson hatte bei der
Bekanntgabe seiner 14 Punkte als Punkt 10 genannt: »Den
Völkern Österreich-Ungarns, deren Platz unter den Nationen
wir geschützt und gesichert zu sehen wünschen, sollte die



freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung
zugestanden werden.« Damit war die Selbstbestimmung ein
besonderes Thema geworden, das von allen Kriegführenden
aufgegriffen wurde. Die elf Nationalitäten der
Habsburgermonarchie machten da keine Ausnahme. War
nur zu fragen: Galt das für alle Völker?

Zwischen 13. und 15. Juni 1918 traten die österreichisch-
ungarischen Truppen von den Dolomiten bis zur Adria zu
ihrer letzten Offensive an. Die Alliierten wussten über den
Zeitpunkt des Angriffs Bescheid und hatten keine Mühe, die
anrennenden Armeen abzuwehren. Ab Ende Juni war
Österreich-Ungarn als Gegner unwichtig geworden. Jetzt
entfiel sogar die Notwendigkeit, amerikanische
Truppenverbände nach Italien zu bringen. Diese wurden
daher nach Frankreich geschickt. Noch hielt die Disziplin bei
den Fronttruppen der k. u. k. Armee, doch sie nahm von Tag
zu Tag ab. Und Abneigung und der immer häufiger
aufbrandende, lang aufgestaute Hass der Völker der
Habsburgermonarchie aufeinander griffen immer weiter um
sich. Angesichts der tristen Situation an der Front und im
Hinterland versuchte Kaiser Karl I. (in Ungarn König Karl IV.)
noch im letzten Augenblick eine Lösung zu finden, die den
Bestand seines Reiches sichern sollte. Die Reaktion des
Slowenen Anton Korošec: »Majestät, es ist zu spät«, sagte
aber schon alles aus.1 Der Kaiser wollte am 14. September
einen einseitigen Friedensschritt setzen. Die Alliierten
reagierten nur mit der Feststellung, dass sich zuerst das mit
Österreich-Ungarn verbündete Deutschland ergeben müsse,
dann könne man auf die Wünsche Kaiser Karls eingehen.
Wieder war man um eine Hoffnung ärmer.

Der Auflösungsbescheid



Einen Monat später, am 16. Oktober 1918, erließ Kaiser Karl
ein Völkermanifest, wonach Österreich-Ungarn als ein Bund
freier Nationen fortbestehen sollte.2 Die ungarische
Regierung hatte es allerdings zu verhindern gewusst, dass
das Manifest auch für die Länder der Heiligen
Stephanskrone galt. Doch auch Ungarn konnte sich der
unausweichlichen Fragmentierung des Reichs nicht
entziehen. Die Reaktionen auf das Manifest zeigten aber wie
die Worte des Slowenen Korošec, dass es zu spät kam. Es
wurde als Freibrief, eine Art Auflösungsbescheid gesehen,
dass alle Völker der Habsburgermonarchie ihrer Wege gehen
konnten. Und die Feindmächte taten alles, um den Zerfall zu
fördern. Am 24. Oktober trat die italienische Armee
gemeinsam mit britischen und französischen Truppen zu
einer letzten Offensive an. Es war der Jahrestag des größten
Siegs österreichisch-ungarischer und deutscher Truppen
über die Italiener ein Jahr zuvor. An einen Gegenangriff war
nicht mehr zu denken. Nach zwei Tagen begann sich die
Front aufzulösen.3 Einer der letzten regulären Urlauber, der
nach dem Norden fuhr, war der Kaiserschützen-
Oberleutnant Engelbert Dollfuß. Er nächtigte in Trient im
selben Hotel wie eine vorsorglich nach Südtirol geschickte
Waffenstillstandskommission, die seit Anfang Oktober
darauf wartete, Kontakt mit den Italienern aufzunehmen.
Eine fast schicksalshafte Begegnung von Vergangenem und
Zukünftigem. Endlich fasste Kaiser Karl den lange
hinausgeschobenen Entschluss, ohne Rücksichtnahme auf
Deutschland um Waffenstillstand oder Sonderfrieden zu
bitten. Der Minister des Äußern, Gyula Graf Andrássy,
erklärte das Bündnis mit Deutschland für beendet.
Österreich-Ungarn konnte gar nicht anders, als eigenständig
zu handeln. Es war ohnedies viel zu spät, und die Frage, ob
die k. u. k. Armee nicht hätte weiterkämpfen können, stellte
sich ganz einfach nicht. Der Leiter der österreichisch-
ungarischen Waffenstillstandskommission in Trient, General



1.

2.

Viktor von Weber, wurde instruiert, dass er ermächtigt sei,
einen Waffenstillstand abzuschließen. Er durfte alle
Bedingungen akzeptieren, außer solchen, die die Ehre der
Armee nicht zuließen oder auf eine totale Entrechtung
hinausliefen.

Die österreichische Kommission wurde in die Villa des
Senators Giusti del Giardino in der Nähe von Padua, das
Gästehaus der italienischen Heeresleitung gebracht. In der
Nacht zum 2. November wurden die vom Alliierten Obersten
Kriegsrat in Paris ausgearbeiteten Forderungen übergeben.
Sie liefen auf eine bedingungslose Kapitulation hinaus und
ließen keinerlei Kompromissbereitschaft erkennen. Die
Habsburgermonarchie sollte zertrümmert werden, sofern sie
sich nicht von selbst auflöste. Es gab zwar auch bei den
Siegermächten Stimmen, die für den Erhalt der Monarchie
eintraten, aber die Entente hatte alles getan, um die
Auflösung zu betreiben und hatte Nord- und Südslawen
signalisiert, dass sie als Kriegführende auf Seite der Entente
anerkannt wurden. Italien selbst stand ohnedies seit 1915
im Lager der Alliierten. Somit waren alle Überlegungen, eine
verkleinerte Habsburgermonarchie zumindest als
Rumpfstaat erhalten zu wollen, mehr oder weniger hinfällig.
Und nachdem am 30. Oktober auch die Realunion zwischen
Österreich und Ungarn aufgelöst worden war, blieb vom
Reich nichts mehr übrig außer der Erinnerung.

Eine halbe Stunde vor Mitternacht des 2. November
ermächtigte Kaiser Karl General von Weber den
Waffenstillstand abzuschließen. Gleichzeitig gab der
Monarch den Oberbefehl über seine Truppen an
Feldmarschall Hermann Kövess von Kövessháza ab. Im
Waffenstillstandsvertrag wurde gefordert:

Sofortige Einstellung aller Feindseligkeiten zu Wasser, zu
Land und in der Luft.
Vollständige Demobilisierung Österreich-Ungarns und
Rücknahme aller Truppen.



3.
4.

5.

6.

Räumung aller seit 1914 besetzten Gebiete.
Bewegungsfreiheit für alliierte Truppen auf dem ganzen
Gebiet der Habsburgermonarchie.
Abzug aller deutschen Truppen aus Italien und von der
Balkanfront innerhalb von 15 Tagen.
Sofortige Heimsendung aller Kriegsgefangenen und
Internierten.4

Es gab auch eigene Bestimmungen für die Flotte, doch diese
war von Kaiser Karl auf Vorschlag des letzten
Flottenkommandanten, Vizeadmiral Miklós von Horthy,
schon am 31. Oktober dem Nationalrat in Agram (Zagreb)
übergeben worden. Die Alliierten mussten also
untereinander ausmachen, was mit der Flotte zu geschehen
hatte. Italien schuf insofern vollendete Tatsachen, als es das
Flottenflaggenschiff der k. u. k. Kriegsmarine, die »Viribus
unitis«, in der Bucht von Pola (Pula) durch Haftminen
versenkte. Das Großkampfschiff sollte nicht in südslawische
Hände fallen. Und dann war da noch eine besondere
Ungenauigkeit im Waffenstillstandsvertrag: Es wurde
wiederholt von Österreich-Ungarn und dessen Territorium
gesprochen, doch in den Detailvereinbarungen kam
eigentlich nur die italienische Front vor. Von Serbien oder
Rumänien war nicht die Rede, und schon gar nicht von
Russland oder der Ukraine. Für Letztere wurden wohl die im
März 1918 geschlossenen Friedensverträge von Brest-
Litovsk und Bukarest als gültig angesehen. Was im Osten
und Südosten sein würde, war daher in der Villa Giusti zum
wenigsten thematisiert worden.

Das k. u. k. Armeeoberkommando befahl den
österreichisch-ungarischen Truppen am frühen Morgen des
3. November 1918 die Einstellung der Kämpfe, bevor noch
der Waffenstillstandsvertrag unterschrieben war. Ob das
voreilig oder nachlässig war, ist bis heute umstritten. Über
300.000 österreichisch-ungarische Soldaten gerieten in
italienische Gefangenschaft. Am 3. November 1918, um 15



Uhr, wurde das Waffenstillstandsdokument unterzeichnet.
24 Stunden später trat die Waffenruhe in Kraft. Der Krieg
hinkte der politischen Entwicklung um Tage nach.

Die deutschen Abgeordneten

Am 21. Oktober waren im Niederösterreichischen Landhaus,
heute: Palais Niederösterreich in der Wiener Herrengasse die
deutschen Abgeordneten des österreichischen Reichsrats
zusammengekommen und sprachen darüber, was sein
würde, sollte die Habsburgermonarchie tatsächlich zerfallen.
Sie waren schon vorsorglich am 17. Oktober zu dieser
Sitzung eingeladen worden5 und hielten sich an die im
»Völkermanifest« genannten Vorgaben. 106
Deutschnationale verschiedener Parteien, 65
Christlichsoziale und 38 Sozialdemokraten sowie ein
Freisozialist,6 darunter auch Abgeordnete aus Böhmen,
Mähren und Schlesien, zogen die Konsequenzen aus der
ausweglosen Situation des Reichs und suchten einen
Minimalkonsens. Schon Anfang des Monats hatte es
einzelne Vorstöße gegeben, um einmal auszuloten, welche
Möglichkeiten es nach dem absehbaren Ende des Kriegs und
dem wahrscheinlichen Zerfall der Monarchie geben könnte.
Vertreter der beiden Massenparteien, der Christlichsozialen
und der Sozialdemokraten, hatten dabei zwei Szenarien
skizziert: Es könnte im Fall der Auflösung der Monarchie zur
Bildung eines losen Staatenbundes kommen, oder aber zum
Anschluss der deutschen Gebiete der Habsburgermonarchie
an Deutschland. Letzteres konnte man durchaus als
Drohung verstehen. Wenn nämlich die anderen, die Polen,
Tschechen, Ungarn, Rumänen, Italiener und Südslawen,
keine Verbindung mehr halten wollten, dann würde es eben
ein um die deutschen Gebiete Österreich-Ungarns



vergrößertes Deutschland geben. Auch der Begriff
Deutschösterreich wurde schon gebraucht.7

Vorderhand konstituierten sich die deutschen
Abgeordneten am 21. Oktober als Provisorische
Nationalversammlung. Es war ein Schritt, der zwischen
Resignation, Verzweiflung und Hoffnung angesiedelt war.
Der Vorsitzende des Gremiums, Viktor Waldner, begann mit
der Anrede: »Werte Volksgenossen« und stellte die Intention
der Zusammenkunft dar. Seine Rede und die Beiträge der
Abgeordneten wurden immer wieder von Händeklatschen
und Heilrufen unterbrochen, wie im Protokoll der
Versammlung festgehalten wurde. »Heil« war überhaupt das
häufigste Wort der Zustimmung. Als Kern einer zukünftigen
deutschösterreichischen Regierung wurde ein
Vollzugsausschuss gewählt. Andere Ausschüsse folgten.
Provisorischer Staatskanzler sollte der Bibliotheksdirektor
des Reichsrats, Karl Renner, werden, obwohl nicht davon
auszugehen war, dass seine Sozialdemokraten die stärkste
politische Kraft sein würden. Doch sie hatten ein klares Ziel
vor Augen: Das Ende der Monarchie.8 An ein Abgleiten in die
Isolation dachte niemand, und der Führer der
österreichischen Sozialdemokraten, der Abgeordnete Viktor
Adler, merkte an: Wenn die anderen Staaten, die
romanischen und slawischen, denen er zu ihrer
Unabhängigkeit gratuliere, sich nicht mit Österreich
vereinen wollten, dann würde sich Österreich als ein
Sonderbundstaat dem Deutschen Reich angliedern. Das
wurde zum Antrag erhoben. Die nächste Sitzung wurde für
den 30. Oktober anberaumt. In den neun Tagen bis dahin
schrieb Renner einen Verfassungsentwurf, in dem weiterhin
offenblieb, was das für ein Staatswesen sein sollte, das es
aus der Taufe zu heben galt. Es konnte eine Monarchie oder
eine Republik sein, unabhängig oder Teil eines neuen
Ganzen.



Am 30. Oktober war es dann tatsächlich so weit: Die
Provisorische Nationalversammlung fasste den Beschluss
zur Gründung des Staates Deutschösterreich. Die deutschen
Abgeordneten waren die letzten, die sich vom Reich
lossagten. Sie befürchteten wohl, dass der Frieden seinen
Preis haben würde, und dass die meisten Nationalitäten den
beiden bis dahin dominanten Völkern des Reichs, den
Deutschen der Habsburgermonarchie und den Ungarn, die
Schuld am Krieg aber auch an den Fehlern anlasten würden,
die unter den Regierungen der Kaiser Franz Joseph I. und
Karl I. begangen worden waren. Versuche von Kaiser Karl,
die Verantwortung für Vergangenes und Zukünftiges mit
Vertretern der politischen Parteien zu teilen, waren
gescheitert. Vor allem die sozialdemokratischen Politiker
weigerten sich strikt, Regierungsverantwortung in einem
kaiserlichen Kabinett zu übernehmen. Karl Renner hätte das
zwar ohne weiteres getan, aber seine Partei wollte eine Art
»politische Unschuld« signalisieren,9 um unbelastet einen
Neubeginn zu versuchen. Also wurde der Pazifist und
international angesehene Völkerrechtler Heinrich Lammasch
letzter kaiserlich-österreichischer Ministerpräsident. Er
konnte aber nur mehr zusehen, wie ein Reich, das auch
seines war, liquidiert wurde.

Der Staatsrat Deutschösterreichs tat alles, um deutlich zu
machen, dass er mit der Vergangenheit nicht in Verbindung
gebracht werden wollte. Also weigerten sich seine Vertreter
auch konsequent, am Abschluss des Waffenstillstands
mitzuwirken. Es war ja nicht der Krieg Deutschösterreichs
gewesen, daher solle jener »Faktor«, der den Krieg erklärt
hatte, den auch beenden. Kaiser Karl konnte darauf nur
erwidern, dass auch er nicht jener Faktor gewesen sei, doch
er musste trachten, zumindest die Waffenstreckung noch als
souveränen Akt erscheinen zu lassen.

Deutschland wollte Deutschösterreich anerkennen. Für die
Feinde Österreich-Ungarns war das ein irrelevanter Vorgang,



denn sie befanden sich noch im Krieg mit der
Habsburgermonarchie und brauchten einen Gegner und
keine Neuschöpfung, um einen Frieden diktieren zu
können.10 In Russland, das seit zehn Monaten nicht mehr zu
den Feindstaaten zählte, sah man das ganz anders und rief
zu einer Kundgebung »zu Ehren der österreichisch-
ungarischen Revolution« auf.11 Lenin hielt eine umjubelte
Ansprache und sah den österreichischen Weg als eine
nächste Station auf dem Weg zur Weltrevolution. Davon
konnte in Wien aber keine Rede sein. Alles ging seinen
geordneten Weg.

Um der Notwendigkeit zu entgehen, ein Staatsoberhaupt
zu wählen, gewissermaßen einen »Gegenkaiser«, und weil
man auch noch nicht absehen konnte, ob und wie Kaiser
Karl das Ende der Monarchie besiegeln würde, behalf sich
die Provisorische Nationalversammlung mit einem
besonders mühsamen Konstrukt: Es wurden drei
Präsidenten gewählt, eigentlich bestimmt, von denen einer
den Vorsitz in der Nationalversammlung führen, der andere
Vorsitzender des Staatsrats und der dritte Vorsitzender des
Kabinettsrats sein sollte. Die drei hatten sich wöchentlich in
ihren Funktionen abzulösen. Aber es sollte ja nur ein
Provisorium sein, so wie zunächst alles provisorisch war.

Nachdem der Staatsgründungsakt gesetzt worden war,
wurden – wie es sich gehört – Ansprachen gehalten.
Draußen, in der Herrengasse, standen die Menschen Kopf an
Kopf. Mehrheitlich wurde gejubelt und »Heil« gerufen. Man
sah schwarz-rot-goldene und rote Fahnen. Ein wenig wurde
randaliert. Der Kaiser blieb unerwähnt.

Man lebte in einer Art Schwebezustand. Während sich
eine neue Staatlichkeit herausbildete und
Parallelinstitutionen zu den kaiserlichen Ministerien ihre
Arbeit aufnahmen, taten diese so, als ob sie weiter
funktionieren würden. In der Wiener Herrengasse Nr. 7
amtierte der k. k. Ministerpräsident Heinrich Lammasch und



suchte ebenso wie die auf die Reichs-Haupt- und
Residenzstadt verteilten kaiserlich-königlichen Ministerien
der österreichischen Reichshälfte etwas zu verwalten, das
es nicht mehr gab. Einige Häuser weiter entfaltete der
deutschösterreichische Staatsrat seine Tätigkeit. Es gab
auch noch immer die drei gemeinsamen Ministerien
Österreich-Ungarns, die sich für die Außenbeziehungen,
Krieg und Finanzen der Habsburgermonarchie zuständig
sahen und deren Chefs sich auf dem Ballhausplatz im
Ministerium des Äußern trafen. Nicht zu vergessen der im
Parlamentsgebäude an der Ringstraße untergebrachte
Reichsrat, der zwar vertagt worden war, dessen Beamte
aber in den Büros saßen, die ihnen einmal zugewiesen
worden waren und in die nun die Mitarbeiter der
Provisorischen Nationalversammlung Deutschösterreichs
hineindrängten.

Am Anfang des neuen österreichischen Staatswesens
stand der Irrtum. Man hatte das Kriegsende nicht für den
November 1918, sondern für das Frühjahr 1919 erwartet. Es
sollte anders kommen. Kaiser Karl hatte sich erhofft, dass
Österreich-Ungarn irgendeine Art von Gemeinsamkeit, am
besten in Form eines Staatenbundes beibehalten würde – er
irrte. Die deutschen Abgeordneten des österreichischen
Reichsrats befürchteten das totale Chaos im Augenblick des
Auseinanderbrechens des alten Staatswesens und suchten
nacheinander bei der k. u. k. Armeeführung, bei den
Siegermächten und vor allem bei der deutschen
Reichsführung Rat und Hilfe. Alle erklärten sich für nicht
zuständig. Der nächste und fundamentalste Irrtum war wohl
der, dass sich die deutschen Österreicher der
Habsburgermonarchie der Illusion hingaben, ihr Staat würde
so klein nicht sein. Das wurde am 21. Oktober so locker
hingesagt und fand sich neun Tage später im (ersten)
Staatsgrundgesetz. Da wurde dann aufgezählt, auf welche
Gebiete ein deutsches Österreich Anspruch erhob: Deutsch
Böhmen, Deutsch Südböhmen (Böhmerwaldgau), Deutsch



Südmähren, das deutsche Gebiet um Neubistritz (Nová
Bystřice), das Sudetenland sowie die deutschen
Sprachinseln Brünn (Brno), Iglau ( Jihlava) und Olmütz
(Olomouc). Zudem, so hieß es in der »Staatserklärung« vom
21. Oktober, sei auch das bisher zu Ungarn gehörende, an
Deutschösterreich angrenzende geschlossene deutsche
Siedlungsgebiet »dem deutschösterreichischen Staate
einzuverleiben«.12

Diese zwar zum wenigsten zusammenhängende, jedoch
nennenswerte Landmasse würde jedenfalls genügend
Ressourcen besitzen, um sich zu einem geordneten
Staatswesen auszuwachsen. Und was die anderen Völker
des zerfallenen Reichs anlangte, würden diese nach der
Loslösung doch irgendeine Art Gemeinsamkeit suchen. –
Auch das erwies sich als falsch. Wie selbstverständlich
machte man sich Gedanken über die Zukunft und hätte
Vergangenes gern ungeschehen gemacht. Ein wenig
verdrängen ließ es sich jedenfalls. Es war daher zum
wenigsten der Fall, dass man sich selbstkritisch die Frage
stellte, ob nicht gerade Österreich ein höheres Maß an
Verantwortung für das Geschehene zu tragen hätte als
andere. Und es waren wohl auch nur wenige, die dann so
wie der Chefredakteur der »Arbeiter-Zeitung«, Friedrich
Austerlitz, am 5. November 1918 die rhetorische klingende
Frage nach dem »verdienten Schicksal« zum Thema eines
Leitartikels machten. Es waren ja nicht nur die
Siegermächte, die Österreich und Ungarn eine historische
Schuld aufhalsen wollten, sondern auch jene, die sich als
»unterdrückte Nationen« sahen. Letztlich hatten zwar auch
sie ihren Anteil am Geschehenen, an den Erfolgen wie an
den Misserfolgen, bis hin zum Zerfall der
Habsburgermonarchie. Doch sie sahen die Schuld
ausschließlich bei den deutschen Österreichern und den
Ungarn. Diese sollte denn auch das »verdiente Schicksal«
ereilen.


